
Gesetz zur Änderung der Berücksichtigung von Entlassungsentschädigungen im 
Arbeitsförderungsrecht 

 
(Entlassungsentschädigungs-Änderungsgesetz - EEÄndG) 

 
Vom 24. März 1999 

 
 
Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen 
 
Artikel 1 Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
 
Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeitsförderung (Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, 
BGBI. I S. 594, 595), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24. März 1999 (BGBI. I S. 
388), wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 
 
a) Die Angabe "§ 140 Anrechnung von Entlassungsentschädigungen auf das Arbeitslosengeld" wird 
durch die Angabe "§ 140 (aufgehoben)" ersetzt. 
 
b) Nach der Angabe "§ 143 Ruhen des Anspruchs bei Arbeitsentgelt und Urlaubsabgeltung" wird die 
Angabe "§ 143a Ruhen des Anspruchs bei Entlassungsentschädigung" eingefügt. 
 
c) Vor der Angabe "§ 148 Erstattungspflicht bei Konkurrenzklausel" wird die Angabe "§ 147a 
Erstattungspflicht des Arbeitgebers" eingefügt. 
 
d) Die Angabe "§ 423 Arbeitslosengeld" wird durch die Angabe "§ 423 (aufgehoben)" ersetzt. 
 
2. § 140 wird aufgehoben. 
 
3. Nach § 143 wird folgender § 143a eingefügt: 
 
"§ 143a Ruhen des Anspruchs bei Entlassungsentschädigung 
  
(1) Hat der Arbeitslose wegen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine Abfindung, 
Entschädigung oder ähnliche Leistung (Entlassungsentschädigung) erhalten oder zu beanspruchen 
und ist das Arbeitsverhältnis ohne Einhaltung einer der ordentlichen Kündigungsfrist des Arbeitgebers 
entsprechenden Frist beendet worden, so ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld von dem Ende des 
Arbeitsverhältnisses an bis zu dem Tage, an dem das Arbeitsverhältnis bei Einhaltung dieser Frist 
geendet hätte. Diese Frist beginnt mit der Kündigung, die der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
vorausgegangen ist, bei Fehlen einer solchen Kündigung mit dem Tage der Vereinbarung über die 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Ist die ordentliche Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch 
den Arbeitgeber ausgeschlossen, so gilt bei 
 
1. zeitlich unbegrenztem Ausschluß eine Kündigungsfrist von 18 Monaten, 
2. zeitlich begrenztem Ausschluß oder bei Vorliegen der Voraussetzungen für eine fristgebundene 
Kündigung aus wichtigem Grund die Kündigungsfrist, die ohne den Ausschluß der ordentlichen 
Kündigung maßgebend gewesen wäre. 
 
Kann dem Arbeitnehmer nur bei Zahlung einer Entlassungsentschädigung ordentlich gekündigt 
werden, so gilt eine Kündigungsfrist von einem Jahr. Hat der Arbeitslose auch eine Urlaubsabgeltung 
(§ 143 Abs. 2) erhalten oder zu beanspruchen, verlängert sich der Ruhenszeitraum nach Satz 1 um 
die Zeit des abgegoltenen Urlaubs. Leistungen, die der Arbeitgeber für den Arbeitslosen, dessen 
Arbeitsverhältnis frühestens mit Vollendung des 55. Lebensjahres beendet wird, unmittelbar für 
dessen Rentenversicherung nach § 187a Abs. 1 des Sechsten Buches aufwendet, bleiben 
unberücksichtigt. Satz 6 gilt entsprechend für Beiträge des Arbeitgebers zu einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung. 
 
(2) Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht nach Absatz 1 längstens ein Jahr. Er ruht nicht über den 
Tag hinaus, 
 



1. bis zu dem der Arbeitslose bei Weiterzahlung des während der letzten Beschäftigungszeit 
kalendertäglich verdienten Arbeitsentgelts einen Betrag in Höhe von sechzig Prozent der nach Absatz 
1 zu berücksichtigenden Entlassungsentschädigung als Arbeitsentgelt verdient hätte, 
 
2. an dem das Arbeitsverhältnis infolge einer Befristung, die unabhängig von der Vereinbarung über 
die Beendigung des Arbeitsverhältnisses bestanden hat, geendet hätte oder 
 
3. an dem der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis aus wichtigem Grunde ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist hätte kündigen können. 
 
Der nach Satz 2 Nr.1 zu berücksichtigende Anteil der Entlassungsentschädigung vermindert sich 
sowohl für je fünf Jahre des Arbeitsverhältnisses in demselben Betrieb oder Unternehmen als auch für 
je fünf Lebensjahre nach Vollendung des fünfunddreißigsten Lebensjahres um je fünf Prozent; er 
beträgt nicht weniger als fünfundzwanzig Prozent der nach Absatz 1 zu berücksichtigenden 
Entlassungsentschädigung. Letzte Beschäftigungszeit sind die am Tage des Ausscheidens aus dem 
Beschäftigungsverhältnis abgerechneten Entgeltabrechnungszeiträume der letzten 52 Wochen; § 130 
Abs. 2 und § 131 Abs. 2 Nr. 1 gelten entsprechend.  
 
Arbeitsentgeltkürzungen infolge von Krankheit, Kurzarbeit, Arbeitsausfall oder Arbeitsversäumnis 
sowie einmalig gezahlte Arbeitsentgelte bleiben außer Betracht. 
 
(3) Hat der Arbeitslose wegen Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses unter Aufrechterhaltung 
des Arbeitsverhältnisses eine Entlassungsentschädigung erhalten oder zu beanspruchen, gelten die 
Absätze 1 und 2 entsprechend. 
 
(4) Soweit der Arbeitslose die Entlassungsentschädigung (Arbeitsentgelt im Sinne des § 115 des 
Zehnten Buches) tatsächlich nicht erhält, wird das Arbeitslosengeld auch für die Zeit geleistet, in der 
der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht. Hat der Verpflichtete die Entlassungsentschädigung trotz des 
Rechtsübergangs mit befreiender Wirkung an den Arbeitslosen oder an einen Dritten gezahlt, hat der 
Bezieher des Arbeitslosengeldes dieses insoweit zu erstatten." 
 
4. Vor § 148 wird folgender § 147a eingefügt: 
 
"§ 147a 
Erstattungspflicht des Arbeitgebers 
 
(1) Der Arbeitgeber, bei dem der Arbeitslose innerhalb der letzten vier Jahre vor dem Tag der 
Arbeitslosigkeit, durch den nach § 124 Abs. 1 die Rahmenfrist bestimmt wird, mindestens 24 Monate 
in einem Versicherungspflichtverhältnis gestanden hat, erstattet der Bundesanstalt vierteljährlich das 
Arbeitslosengeld für die Zeit nach Vollendung des 58. Lebensjahres des Arbeitslosen, längstens für 24 
Monate. Die Erstattungspflicht tritt nicht ein, wenn das Arbeitsverhältnis vor Vollendung des 56. 
Lebensjahres des Arbeitslosen beendet worden ist, der Arbeitslose auch die Voraussetzungen für 
eine der in § 142 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 genannten Leistungen oder für eine Rente wegen 
Berufsunfähigkeit erfüllt oder der Arbeitgeber darlegt und nachweist, daß 
 
1. a) bei Arbeitslosen, deren Arbeitsverhältnis vor Vollendung des 57. Lebensjahres beendet worden 
ist: der Arbeitslose innerhalb der letzten 18 Jahre vor dem Tag der Arbeitslosigkeit, durch den nach § 
124 Abs. 1 die Rahmenfrist bestimmt wird, insgesamt weniger als 15 Jahre 
 
b) bei den übrigen Arbeitslosen: der Arbeitslose innerhalb der letzten zwölf Jahre vor dem Tag der 
Arbeitslosigkeit, durch den nach § 124 Abs. 1 die Rahmenfrist bestimmt wird, insgesamt weniger als 
zehn Jahre 
zu ihm in einem Arbeitsverhältnis gestanden hat; Zeiten vor dem 3. Oktober 1990 bei Arbeitgebern in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet bleiben unberücksichtigt, 
 
2. er in der Regel nicht mehr als 20 Arbeitnehmer ausschließlich der zu ihrer Berufsausbildung 
Beschäftigten beschäftigt; § 10 Abs. 2 Satz 2 bis 6 des Lohnfortzahlungsgesetzes gilt entsprechend 
mit der Maßgabe, daß das Kalenderjahr maßgebend ist, das dem Kalenderjahr vorausgeht, in dem die 
Voraussetzungen des Satzes 1 für die Erstattungspflicht erfüllt sind, 
 



3. der Arbeitslose das Arbeitsverhältnis durch Kündigung beendet und weder eine Abfindung noch 
eine Entschädigung oder ähnliche Leistung wegen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses erhalten 
oder zu beanspruchen hat, 
 
4. er das Arbeitsverhältnis durch sozial gerechtfertigte Kündigung beendet hat; § 7 des 
Kündigungsschutzgesetzes findet keine Anwendung; das Arbeitsamt ist an eine rechtskräftige 
Entscheidung des Arbeitsgerichts über die soziale Rechtfertigung einer Kündigung gebunden, 
 
5. er bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses berechtigt war, das Arbeitsverhältnis aus wichtigem 
Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist oder mit sozialer Auslauffrist zu kündigen, 
 
6. sich die Zahl der Arbeitnehmer in dem Betrieb, in dem der Arbeitslose zuletzt mindestens zwei 
Jahre beschäftigt war, um mehr als drei Prozent innerhalb eines Jahres vermindert und unter den in 
diesem Zeitraum ausscheidenden Arbeitnehmern der Anteil der Arbeitnehmer, die das 56. Lebensjahr 
vollendet haben, nicht höher ist als es ihrem Anteil an der Gesamtzahl der im Betrieb Beschäftigten zu 
Beginn des Jahreszeitraumes entspricht. Vermindert sich die Zahl der Beschäftigten im gleichen 
Zeitraum um mindestens zehn Prozent, verdoppelt sich der Anteil der älteren Arbeitnehmer, der bei 
der Verminderung der Zahl der Arbeitnehmer nicht überschritten werden darf. Rechnerische Bruchteile 
werden aufgerundet. Wird der gerundete Anteil überschritten, ist in allen Fällen eine 
Einzelfallentscheidung erforderlich, 
 
7. der Arbeitnehmer im Rahmen eines kurzfristigen drastischen Personalabbaus von mindestens 20 
Prozent aus dem Betrieb, in dem er zuletzt mindestens zwei Jahre beschäftigt war, ausgeschieden ist 
und dieser Personalabbau für den örtlichen Arbeitsmarkt von erheblicher Bedeutung ist. 
 
(2) Die Erstattungspflicht entfällt, wenn der Arbeitgeber darlegt und nachweist, daß 
 
1. in dem Kalenderjahr, das dem Kalenderjahr vorausgeht, für das der Wegfall geltend gemacht wird, 
die Voraussetzungen für den Nichteintritt der Erstattungspflicht nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 erfüllt sind, 
oder , 
 
2. die Erstattung für ihn eine unzumutbare Belastung bedeuten würde, weil durch die Erstattung der 
Fortbestand des Unternehmens oder die nach Durchführung des Personalabbaus verbleibenden 
Arbeitsplätze gefährdet wären. Insoweit ist zum Nachweis die Vorlage einer Stellungnahme einer 
fachkundigen Stelle erforderlich. 
 
(3) Die Erstattungsforderung mindert sich, wenn der Arbeitgeber darlegt und nachweist, daß er 
 
1. nicht mehr als 40 Arbeitnehmer oder 
2. nicht mehr als 60 Arbeitnehmer 
 
im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 beschäftigt, um zwei Drittel im Falle der Nummer 1 und um ein 
Drittel im Falle der Nummer 2. Für eine nachträgliche Minderung der Erstattungsforderung gilt Absatz 
2 Nr. 1 entsprechend. 
 
(4) Die Verpflichtung zur Erstattung des Arbeitslosengeldes schließt die auf diese Leistung 
entfallenden Beiträge zur Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung ein. 
 
(5) Konzernunternehmen im Sinne des § 18 des Aktiengesetzes gelten bei der Ermittlung der 
Beschäftigungszeiten als ein Arbeitgeber, Die Erstattungspflicht richtet sich gegen den Arbeitgeber, 
bei dem der Arbeitnehmer zuletzt in einem Arbeitsverhältnis gestanden hat. 
 
(6) Das Arbeitsamt berät den Arbeitgeber auf Verlangen über Voraussetzungen und Umfang der 
Erstattungsregelung. Auf Antrag des Arbeitgebers entscheidet das Arbeitsamt im voraus, ob die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 6 oder 7 erfüllt sind. 
 
(7) Der Arbeitslose ist auf Verlangen des Arbeitsamtes verpflichtet, Auskünfte zu erteilen, sich beim 
Arbeitsamt persönlich zu melden oder sich einer ärztlichen oder psychologischen Untersuchung zu 
unterziehen, soweit das Entstehen oder der Wegfall des Erstattungsanspruchs von dieser Mitwirkung 
abhängt. Voraussetzung für das Verlangen des Arbeitsamtes ist, daß dem Arbeitsamt Umstände in 
der Person des Arbeitslosen bekannt sind, die für das Entstehen oder den Wegfall der 
Erstattungspflicht von Bedeutung sind. Die §§ 65 und 65a des Ersten Buches gelten entsprechend." 



 
5. In § 198 Satz 2 Nr. 6 werden die Wörter "mit Ausnahme der Vorschrift über die Anrechnung von 
Entlassungsentschädigungen" gestrichen. 
 
6. § 329 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 wird die Absatzbezeichnung "(1)" gestrichen. 
b) Absatz 2 wird aufgehoben.  
 
7. § 423 wird aufgehoben. 
 
8. § 427 Abs. 6 wird wie folgt gefaßt: 
 
"(6) § 242x Abs. 3 und 4 des Arbeitsförderungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1997 geltenden 
Fassung ist weiterhin anzuwenden, soweit es um die Anwendung des § 106 des 
Arbeitsförderungsgesetzes in der bis zum 31. März 1997 geltenden Fassung geht. Insofern ist § 127 
nicht anzuwenden. Ist auf einen Anspruch auf Arbeitslosengeld, der in der Zeit vom 1. April 1997 bis 
31 . März 1999 entstanden ist, die Vorschrift des § 115a des Arbeitsförderungsgesetzes in der bis zum 
31. Dezember 1997 geltenden Fassung oder des § 140 in der bis zum 31. März 1999 geltenden 
Fassung angewendet worden, so ist auf Antrag des Arbeitnehmers über den Anspruch insoweit 
rückwirkend neu zu entscheiden. Dabei ist anstelle des § 115a des Arbeitsförderungsgesetzes in der 
bis zum 31. Dezember 1997 geltenden Fassung oder des § 140 in der bis zum 31. März 1999 
geltenden Fassung § 143a in der ab dem 1 . April 1999 geltenden Fassung anzuwenden." 
 
9. § 431 wird wie folgt geändert: 
 
a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 
b) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: "Soweit in diesen Fällen eine Erstattungspflicht für 
Zeiten nach dem 31 . Dezember 1997 besteht, verlängert sich der Erstattungszeitraum für jeweils 
sechs Tage um einen Tag." 
c) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 
"(2) Die Anwendung des § 147a in der ab dem 1. April 1999 geltenden Fassung ist ausgeschlossen, 
wenn der Anspruch auf Arbeitslosengeld vor dem 1 . April 1999 entstanden ist oder das 
Arbeitsverhältnis vor dem 10. Februar 1999 gekündigt oder die Auflösung des Arbeitsverhältnisses vor 
diesem Tag vereinbart worden ist." 
 
 
Artikel 2 Inkrafttreten 
 
Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme von Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe b mit Wirkung vom 1. April 1999 in 
Kraft. Artikel 1 Nr. 9 Buchstabe b tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1998 in Kraft. 


